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Die Antragstellerin sieht sich und die Anwohnerinnen und Anwohner am Ricklinger 
Wald in Hannover in ihrer Gesundheit verletzt, weil durch die Rodung zahlreicher 
Bäume und die massiven Veränderungen der Natur entlang des Südschnellweges 
die Auswirkungen des Klimawandels verschärft und ihre körperliche Verfassung 
durch den Verlust einer wertvollen Erholungslandschaft langfristig beeinträchtigt wird. 
Der Begriff der Gesundheit in § 223 StGB muss einerseits im Lichte des Art. 103 
Abs. 2 GG ausgelegt werden, wonach nur bestraft werden darf, wenn ein (hinrei-
chend bestimmtes) Gesetz dies vorsieht. Andererseits schützt § 223 StGB auch das 
Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 GG. Dieses Grundrecht ist wiederum in Lichte höher-
rangiger Rechtsvorschriften, unter anderem des Europarechts auszulegen. Zu erwäh-
nen ist hierbei namentlich die Richtlinie 2024/1203 vom 11.04.2024 über den straf-
rechtlichen Schutz der Umwelt. Aus Ziff. (7) der Präambel geht eindeutig hervor, 
dass die Richtlinie auch dem Schutz der menschlichen Gesundheit durch Schädi-
gungen der natürlichen Umwelt dient.  
 
Zwar heißt es in Ziff. (14) der Präambel: 
Für die Zwecke dieser Richtlinie sollte der Begriff „Körperverletzung“ in einem weiten Sinne 
verstanden werden, nämlich dahingehend, dass er sich auf jede Form der körperlichen Ver-
letzung einer Person erstreckt, einschließlich der Veränderung einer Körperfunktion oder 
Zellstruktur, einer vorübergehenden, chronischen oder tödlichen Krankheit, einer Funktions-
störung des Körpers oder einer sonstigen Beeinträchtigung der körperlichen Gesundheit, 
nicht jedoch der psychischen Gesundheit. 

 
Somatisch objektivierbare Auswirkungen durch die Baumaßnahmen auf die Gesund-
heit der Bevölkerung in der näheren Umgebung können sich dadurch zeigen, dass 
der kühlende Effekt des vorhandenen geschlossenen Baumbestandes signifikant ver-
ringert wird und auch die Schutzwirkung der Bäume in Bezug auf Emissionen des 
Straßenverkehrs geschwächt wird. Gerade bei Hitzeperioden, wie sie durch den Kli-
mawandel verstärkt zu erwarten sind, kann dies den Gesundheitszustand von Men-
schen verschlechtern. 
 
Die Veränderung körperlicher Funktionen kann aber auch durch psychische Belas-
tungen ausgelöst werden. Diesen Zusammenhang zu verneinen, widerspricht den 
gesicherten Erkenntnissen der Humanmedizin. 
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So argumentiert der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 26.2.2015 − 4 
StR 548/14, dass eine Einwirkung auf die Psyche zwar nur dann eine Körperverlet-
zung darstellt, wenn sie einen pathologischen, somatisch-objektivierbaren Zustand 
hervorrufen, der vom Normalzustand abweicht. Bloße emotionale Reaktionen genü-
gen dafür nicht, dh. kurzzeitige Auswirkungen auf die Psyche sind keine Körperver-
letzung. Allerdings können lang andauernde psychische Belastungen und psychische 
Stress körperliche Folgen trotzdem eine Körperverletzung darstellen, weil sie physi-
sche Wirkungen verschiedenster Art hervorrufen können (sh. dazu: Stress und seine 
Folgen für die Gesundheit – Pressemitteilung der Stiftung für Gesundheitswissen in 
Anlage).  
 
Stress und psychische Belastungen können auch durch eine Veränderung der natür-
lichen Umwelt und/oder die Folgen der Klimakrise ausgelöst werden (sh. dazu: 
BVerfG, B. v. 21.03.2021 – 1 BvR 2656/18 u.a., Rn. 23). Diese Symptomatik wurde 
in der Fachwelt mit dem Begriff „Solastalgie“ beschrieben (sh. „Mapping the So-
lastalgia Literature: A Scoping Review Study“, Journal of Environmental Research 
and Public Health 2019, 2 – 24 – in Anlage). 
 
Fazit: Die durch die massiven Eingriffe in den Ricklinger Wald drohende Verände-
rung des Wohn- und Lebensumfeldes vieler Menschen im Süden Hannovers lässt 
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auch langfristig wirkende psychische 
Belastungen bei einer unbestimmten Anzahl von Menschen erwarten, die sich auch 
als körperliche Symptome äußern und damit als Körperverletzung im Sinne des § 
223 StGB zu werten sind. 
 
Die Tat besteht nicht nur aus einem aktiven Tun (Auftragsvergabe der Rodungen 
und Bauarbeiten), sondern auch durch Unterlassen einer Abänderung der Planung, 
die ohne ein weiteres Planungsverfahren möglich wäre. Die Rechtspflicht zum Han-
deln folgt daraus, dass alle staatlichen Institutionen verpflichtet sind, Maßnahmen 
der Klimavorsorge zu treffen (sh. BVerfG, B. v. 21.03.2021, 1 BvR 2656/18, Rn. 
146, 148). Die Verantwortlichen in der Straßenbauverwaltung räumen ein, dass ein 
Ausbau des Südschnellweges in dem planfestgestellten Umfang aufgrund der verän-
derten Verkehrsprognosen nicht mehr unbedingt erforderlich ist. 
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Die Körperverletzung ist auch rechtswidrig. Zwar sind die angezeigten Handlungen 
durch einen straßenrechtlichen Planfeststellungsbeschluss formal legitimiert. Diese 
Genehmigung ist jedoch zum einen noch nicht rechtskräftig, da noch gerichtliche 
Klageverfahren anhängig sind. Die sogenannte Verwaltungsakzessorietät, die im 
Umweltstrafrecht allgemein anerkannt und teilweise auch ausdrücklich normiert ist, 
kann hier kein Verfolgungshindernis darstellen.  
 
Insoweit ist nochmals die Präambel der EU-Richtlinie 2024/1203, Ziff. (10) heranzu-
ziehen, wonach die Rechtswidrigkeit einer Tat nicht in jedem Falle aufgrund einer 
behördlichen Genehmigung ausgeschlossen sein soll: 
Ferner sollte die Inhaberschaft einer solchen Genehmigung nicht die strafrechtliche Verant-
wortlichkeit des Inhabers ausschließen, wenn die Genehmigung offensichtlich gegen ein-
schlägige materiellrechtliche Voraussetzungen verstößt. Der Begriff „offensichtlicher Verstoß 
gegen einschlägige materiellrechtliche Voraussetzungen“ sollte dahingehend ausgelegt wer-
den, dass er sich auf einen klaren und erheblichen Verstoß gegen einschlägige materiellrecht-
liche Voraussetzungen bezieht, und ist nicht dazu gedacht, Verstöße gegen Formvorschriften 
oder nebensächliche Elemente der Genehmigung einzubeziehen 
 
Die Ausnutzung des Planfeststellungsbeschlusses trotz neuer Erkenntnisse über die 
verkehrliche Notwendigkeit und die erheblichen Auswirkungen auf die Natur und die 
Menschen im Umfeld der Trasse verstößt offensichtlich gegen die oben erwähnte 
staatliche Schutzpflicht zum Klimaschutz aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 20a GG.  
 
Folglich sind die Handlungen zur Rodung entlang der Trasse des Südschnellweges 
und die Verbreiterung der Straße als vorsätzliche, mindestens aber als fahrlässige 
Körperverletzung zu verfolgen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
qualifiziert elektronisch signiert 
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Rechtsanwalt 
 




